
 

  

S 37 AS 6694/19

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Berlin-Brandenburg
Sozialgericht Sozialgericht Berlin
Sachgebiet Grundsicherung für Arbeitsuchende
Abteilung 37
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze 1.Nach § 75 EStG aufgerechnetes

Kindergeld kann nur dann in ungekürzter
Höhe als Einkommen nach § 11 SGB II
angerechnet werden, wenn die
Aufrechnung nach Beratung durch den
SGB II-Träger zeitnah eingestellt wird.

2.Hat die Familienkasse eine Einstellung
der Aufrechnung trotz Hinweis auf den
Leistungsbezug der Person, für die das
aufgerechnete Kindergeld gewährt wird,
abgelehnt, geht ein möglicher
Erstattungsanspruch des SGB II-Trägers
nach § 104 SGB X einer Anrechnung des
fiktiven, ungekürzten Kindergeldes vor.

3.Der Vorrang des Erstattungsverfahrens
nach § 104 SGB X gilt in jedem Fall für
Kindergeld, das die Familienkasse vor
Kenntnis der Hilfebedürftigkeit
aufgerechnet hat; insoweit ist ein
Anspruch auf Rückerstattung
aufgerechneten Kindergeldes noch
ungeklärt (FG Münster vom 20.3.2019 – 7
K 3130/18 Kg).

Normenkette § 11 SGB II, § 75 EStG, § 104 SGB X, § 65
SGB I

1. Instanz

Aktenzeichen S 37 AS 6694/19
Datum 11.10.2019

2. Instanz

Aktenzeichen -
Datum -
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3. Instanz

Datum -

1) Die Bescheide vom 4.7.2019 in der Fassung des Widerspruchsbescheides vom
9.7.2019, dieser in der Fassung des Bescheides vom 12.7.2019 werden
dahingehend abgeÃ¤ndert, dass auf den Bedarf der KlÃ¤gerin zu 1) nur das
tatsÃ¤chlich ausgezahlte Kindergeld angerechnet wird; 2) Die Bescheide vom
4.7.2019 in der Fassung des Widerspruchsbescheides vom 22.7.2019 werden
dahingehend abgeÃ¤ndert, dass auf den Bedarf der KlÃ¤gerin zu 1) nur das
tatsÃ¤chlich ausgezahlte Kindergeld angerechnet wird. 3) Der Beklagte erstattet die
auÃ�ergerichtlichen Kosten mit einer MehrvertretungsgebÃ¼hr fÃ¼r zwei KlÃ¤ger.
4) Die Berufung wird zugelassen.

Tatbestand:

Streitig ist noch, ob Kindergeld, das wegen einer Aufrechnung nach Â§ 75 EStG nur
hÃ¤lftig ausgezahlt wurde, im Rahmen der Einkommensanrechnung nach Â§ 11 SGB
II in voller HÃ¶he zu berÃ¼cksichtigen ist.

Die KlÃ¤ger beziehen laufend Alg II als Teil einer 4-, seit Februar 2019 einer
3-kÃ¶pfigen Bedarfsgemeinschaft.

Im Bewilligungszeitraum November 2018 bis April 2019 hatte der Beklagte auf die
Leistung der KlÃ¤gerin zu 1) 131 EUR BAfÃ¶G und 194 EUR Kindergeld angerechnet,
auf die Leistung des KlÃ¤gers zu 2) 194 EUR Kindergeld.

Im Folge-Bewilligungsabschnitt Mai bis Oktober 2019 rechnete der Beklagte auf den
Bedarf des KlÃ¤gers zu 2) ab Juni 2019 zusÃ¤tzlich zum Kindergeld von 194 EUR
fiktiv 450 EUR Erwerbseinkommen (bereinigt 280 EUR) an.

Da die Kindergeldkasse mit Bescheid vom 7.3.2019 die Kindergeldberechnung fÃ¼r
den KlÃ¤ger zu 2) aufgehoben hatte und die Ã�berzahlung in HÃ¶he von 582 EUR
im Wege einer Aufrechnung mit der HÃ¤lfte des fÃ¼r die KlÃ¤gerin zu 1) gezahlten
Kindergeldes einzog, hatte die KlÃ¤gerin Widerspruch gegen die Anrechnung des
vollen Kindergeldes auf ihren Hilfebedarf erhoben (Bescheid vom 13.5.2019 bzgl.
Juni bis Oktober 2019).

Der KlÃ¤ger zu 2) war nur wenige Tage im April 2019 gegen ein Entgelt von 50,50
EUR beschÃ¤ftigt und hatte deshalb Widerspruch gegen die Anrechnung von
Kindergeld und Erwerbseinkommen erhoben (Bescheid vom 13.5.2019 bzgl. Juni bis
Oktober 2019).

Im laufenden Widerspruchsverfahren wurde ab Juli 2019 fÃ¼r beide KlÃ¤ger
ungeachtet des vorgelegten Bescheides der Familienkasse Kindergeld in HÃ¶he von
204 EUR angerechnet (Bescheid vom 1.6.2019).
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Nach nochmaliger PrÃ¼fung stellte der Beklagte die Anrechnung des Kindergeldes
auf den Bedarf des KlÃ¤gers zu 2) fÃ¼r MÃ¤rz, April und Mai 2019 sowie ab Juni
2019 ein, behielt aber die Anrechnung von 450 EUR von Juni bis Oktober 2019 bei
(Bescheide vom 4.7.2019)

Auf den Bedarf der KlÃ¤gerin zu 1) wurden in den Bescheiden vom 4.7.2019
durchgehend 194 EUR, ab Juli 204 EUR angerechnet.

Im Widerspruchsbescheid vom 9.7.2019 bestÃ¤tigt der Beklagte die Anrechnung
des Erwerbseinkommens damit, dass ein Ende der BeschÃ¤ftigung nicht
nachgewiesen worden sei.

Nach Klageerhebung am 11.7.2019 Ã¤nderte der Beklagte die angefochtenen
Bescheide fÃ¼r den Zeitraum Juni bis Oktober 2019 dahingehend ab, dass auf den
Bedarf des KlÃ¤gers zu 2) weder Kindergeld noch Erwerbseinkommen angerechnet
wird, fÃ¼r die KlÃ¤gerin blieb es bei der vollen Anrechnung des Kindergeldes.

Im laufenden Widerspruchsverfahren gegen die Bescheide vom 4.7.2019 bzgl. der
Monate MÃ¤rz bis Mai 2019 begrÃ¼ndet der Beklagte die Anrechnung des vollen
Kindergeldes auf den Bedarf der KlÃ¤gerin zu 1) damit, dass Schulden nicht
bedarfserhÃ¶hend bzw. einkommensmindernd zu berÃ¼cksichtigen seien
(Widerspruchsbescheid vom 22.7.2019).

Auch hiergegen hat die KlÃ¤gerin zu 1) am 25.7.2019 Klage erhoben, die zum
laufenden Klageverfahren verbunden wurde.

Die KlÃ¤gerin macht geltend, dass eine Abwehr der Aufrechnung trotz Einspruchs
von der Kindergeldkasse zurÃ¼ckgewiesen worden sei, obwohl dort der Alg II-Bezug
bekannt sei. Die Aufrechnung nach Â§ 75 EStG sei kein Verwaltungsakt und daher
auch nicht abzuwehren gewesen.

Die Anrechnung des vollen Kindergeldes laufe daher auf eine im SGB II
unzulÃ¤ssige, endgÃ¼ltige Anrechnung fiktiver EinkÃ¼nfte hinaus.

Der BevollmÃ¤chtigte der KlÃ¤ger beantragt,

1) die Bescheide vom 4.7.2019 in der Fassung des Widerspruchsbescheides vom
9.7.2019, diesen in der Fassung des Bescheides vom 12.7.2019 dahingehend
abzuÃ¤ndern, dass nur das tatsÃ¤chlich ausgezahlte Kindergeld angerechnet wird;

2) die Bescheide vom 4.7.2019 in der Fassung des Widerspruchsbescheides vom
22.7.2019 dahingehend abzuÃ¤ndern, dass nur das tatsÃ¤chlich ausgezahlte
Kindergeld angerechnet wird.

Die Beklagtenvertreterin beantragt,

die Klage abzuweisen.
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Zum Ã¼brigen Sach- und Streitstand wird ergÃ¤nzend auf die zwischen den
Beteiligten gewechselten SchriftsÃ¤tze und die beigezogene Leistungsakte
verwiesen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Gegenstand der Klagen sind zum einen der Bescheid vom 12.7.2019, mit dem der
Klage gegen die Anrechnung des Erwerbseinkommens stattgegeben wird, die
Anrechnung des vollen Kindergeldes ab Juni 2019 aber beibehalten wird. Zum
anderen sind die Bescheide vom 4.7.2019 bezÃ¼glich der Monate MÃ¤rz, April und
Mai 2019 in der Fassung des Widerspruchsbescheides vom 22.7.2019 streitig,
soweit auch in diesen Monaten das seit MÃ¤rz 2019 nur noch in HÃ¶he von 97 EUR
ausgezahlte Kindergeld mit 194 EUR angerechnet wird.

Die zulÃ¤ssigen Klagen sind auch begrÃ¼ndet.

Das BSG hat in einer Reihe von Entscheidungen den Grundsatz, dass nur "bereite"
Mittel, d. h. aktuell fÃ¼r den Bedarfszeitraum zur VerfÃ¼gung stehende Mittel als
Einkommen angerechnet werden kÃ¶nnen, dahingehend prÃ¤zisiert, dass zwischen
einer Einkommensverwendung (z. B. bei Tilgung eines Dispositionskredits â�� B 14
AS 10/14 R oder Zahlung von Unterhaltsschulden) und einer
Einkommensentziehung (z. B. bei der Aufrechnung eines Betriebskostenguthabens
gegen MietrÃ¼ckstÃ¤nde â�� B 4 AS 132/11 R) zu unterscheiden ist. Auch im
letztgenannten Fall liege zwar ein Zufluss i.S. eines wertmÃ¤Ã�igen Zuwachses vor,
fÃ¼r eine Anrechnung als Einkommen nach Â§ 11 SGB II komme es aber darauf an,
ob die Entziehung beseitigt werden kÃ¶nne. Dabei dÃ¼rften an die
RealisierungsmÃ¶glichkeiten zur Auszahlung des entzogenen Einkommens keine
Ã¼berhÃ¶hten Anforderungen gestellt werden; ggf. habe der SGB II-TrÃ¤ger den
Leistungsberechtigten bei der Verfolgung berechtigter AnsprÃ¼che zu
unterstÃ¼tzen.

Soweit die Instanzgerichte diese GrundsÃ¤tze aufgegriffen haben, wird die
Selbsthilfeobliegenheit mit einer Beratung- und UnterstÃ¼tzung durch die Jobcenter
zur Realisierung der Selbsthilfe verknÃ¼pft (statt vieler LSG Sachsen vom
21.9.2017 â�� L 3 AS 480/12; LSG NRW vom 8.11.2018 â�� L 19 AS 240/18).

Im Fall einer Aufrechnung nach Â§ 75 EStG kommt der Frage, ob der SGB II-TrÃ¤ger
seiner Beratungsaufgabe als Nebenplicht aus dem SozialleistungsverhÃ¤ltnis
nachgekommen ist, zentrale Bedeutung zu. Denn abweichend vom SGB II wird die
Aufrechnung von den Finanzgerichten nicht als Verwaltungsakt gewertet. Es erfolgt
daher auch keine AnhÃ¶rung vor DurchfÃ¼hrung der Aufrechnung und der
bezugsberechtige Elternteil wird auch nicht darÃ¼ber informiert, dass die
Aufrechnung unzulÃ¤ssig ist, soweit "dadurch" HilfebedÃ¼rftigkeit eintritt, was die
Frage aufwirft, ob auch HilfebedÃ¼rftigkeit, die unabhÃ¤ngig von der Aufrechnung
besteht, gegen die Aufrechnung geltend gemacht werden kann.

Hinzu kommt, dass nach dem Wortlaut von Â§ 75 EStG unklar ist, wer der
"Leistungsberechtigte" ist, der sich mit Nachweis der HilfebedÃ¼rftigkeit gegen die
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Aufrechnung wehren kann: Der bezugsberechtigte Elternteil, das Kind, fÃ¼r das zu
Unrecht Kindergeld gezahlt wurde oder, wie hier, das Kind, fÃ¼r das noch
Kindergeld gewÃ¤hrt wird?

AuÃ�erdem ist noch nicht abschlieÃ�end geklÃ¤rt, ob der eine Aufrechnung nach Â§
75 EStG ausschlieÃ�ende Nachweis der HilfebedÃ¼rftigkeit im Falle einer
beratungsbedingt verzÃ¶gerten Reaktion auch rÃ¼ckwirkend mit der Folge einer
Erstattung der einbehaltenen KindergeldbetrÃ¤ge erbracht werden kann (s. dazu FG
MÃ¼nster vom 20.3.2019 â�� 7 K 3130/18 Kg).

Und schlieÃ�lich ist unklar, wie der Realakt der Aufrechnung zeitnah gestoppt
werden kann: GenÃ¼gt die Vorlage des aktuellen SGB II-Bescheides, genÃ¼gt der
Einspruch, wenn die Aufrechnung mit einem Bescheid zur Aufhebung der
Kindergeldfestsetzung verbunden ist oder muss die Aufrechnung als
vollstreckungsÃ¤hnliche MaÃ�nahme mit einem Antrag auf Aussetzung der
Vollziehung entsprechend Â§ 69 Abs. 4 FGO abgewehrt werden?

Dass der schlichte Hinweis auf RechtsschutzmÃ¶glichkeiten nicht genÃ¼gt, um ein
faktisch entzogenes Mittel normativ zu einem bereiten Mittel zu erklÃ¤ren (so aber
LSG NRW vom 2.3.2015 â�� L 19 AS 1475/14 NZB), zeigt gerade der vorliegende
Fall. Denn obwohl die KlÃ¤ger, mit anwaltlicher Hilfe am 27.3.2019 Einspruch gegen
den Bescheid vom 7.3.2019 erhoben, hat die Familienkasse den Einspruch, mit dem
die HilfebedÃ¼rftigkeit bekanntgegeben wurde, als unbegrÃ¼ndet
zurÃ¼ckgewiesen, u. a. mit Verweis darauf, dass der Bezug von Alg II fÃ¼r die
RÃ¼ckerstattung ohne Bedeutung sei.

Somit stellt sich hier die Frage, ob eine einstweilige Anordnung nach Â§ 114 AO
oder Â§ 69 AO analog beim Finanzgericht als zumutbare Selbsthilfe verlangt werden
konnte und wenn ja, ob wegen Ausbleibens dieser Selbsthilfe das volle Kindergeld
fiktiv angerechnet werden durfte.

Nach Auffassung der Kammer wÃ¼rde dies die Selbsthilfeanforderungen an den
Leistungsberechtigten Ã¼berspannen.

Vielmehr ist im vorliegenden Fall zu prÃ¼fen, ob die trotz Kenntnis der
HilfebedÃ¼rftigkeit unzulÃ¤ssig weitergefÃ¼hrte Aufrechnung nach Tilgung der
Ã�berzahlung eine RÃ¼ckerstattung der einbehaltenen BetrÃ¤ge begrÃ¼ndet.

HÃ¤lt man dies fÃ¼r mÃ¶glich, kann der Beklagte den Nachranggrundsatz Ã¼ber
die Anmeldung eines Erstattungsanspruchs nach Â§ 104 SGB X sichern. Dieser Weg
ginge einer riskanten und hier unverschuldet verspÃ¤teten Selbsthilfe vor dem
Finanzgericht auch unter Heranziehung des Rechtsgedankens aus Â§ 65 SGB I vor.

Nach alldem kÃ¶nnen die 97 EUR, die die Familienkasse einbehalten hat, nicht als
bereites Mittel kraft zeitnaher VerfÃ¼gbarmachung angerechnet werden

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG und entspricht dem Ergebnis in der
Haupt- Sache unter BerÃ¼cksichtigung der RÃ¼cknahme der ursprÃ¼nglich auch
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fÃ¼r den Vater der KlÃ¤ger erhobenen Klage. Da fÃ¼r diesen keine Leistungen
beantragt worden waren, wÃ¤re eine Kostenquotelung auf 2/3 nicht gerechtfertigt.
Stattdessen war die MehrvertretungsgebÃ¼hr auf 2 KlÃ¤ger zu begrenzen.

Das Gericht hat die Berufung zugelassen, weil die Frage, ob und ggf. unter welchen
Voraussetzungen Kindergeld trotz Aufrechnung nach Â§ 75 EStG in voller HÃ¶he
angerechnet werden kann, noch nicht geklÃ¤rt und von allgemeiner Bedeutung ist
(Zulassung nach Â§ 144 Abs. 2 Nr. 1 SGG).

Erstellt am: 26.11.2019

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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